
 

 
 

 
 

 

 

Orth Kluth Newsletter Renewables und Baurecht 

Klimaneutrale 
Stromversorgung – die 
Photovoltaik-Strategie 
des BMWK bis 2035 
Die Bundesregierung hat zur Erreichung 
eines von der Internationalen Energie-
Agentur (IEA) vorgegebenen, klimaneut-
ralen Stromsektors bis 2035 eine Ver-
dopplung des Anteils erneuerbarer Ener-
gien an der Stromerzeugung auf 80 Pro-
zent bis zum Jahr 2030 beschlossen. Mit 
dem derzeitigen Ausbautempo von zuletzt 
7 Gigawatt (GW) im Jahr 2022 kann die in 
§ 4 Ziff. 3 lit. d) Erneuerbare-Energien-Ge-
setz (EEG) vorgesehene installierte Leis-
tung von 215 GW im Jahr 2030 nicht er-
reicht werden.  

Tatsächlich erforderlich wäre die jährli-
chen Schaffung von 22 GW zusätzlicher 
Kapazität. Zur Erreichung dieses Zieles 
und der damit verbundenen Klimaneutra-
lität des Stromsektors bis 2035, hat das 
Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz (BMWK) am 5. Mai 2023 
seine Photovoltaikstrategie veröffentlicht. 
In zwei Gesetzespaketen (Solarpaket I und 
II) plant die Bundesregierung die Bünde-
lung von Maßnahmen zur Beschleunigung 
des Solaranlagenausbaus.   
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Während das Solarpaket I bereits kon-
krete Maßnahmen beinhaltet und noch vor 
der Sommerpause des Bundestags verab-
schiedet werden soll, ist die Verabschie-
dung des Solarpakets II im Anschluss da-
ran geplant. Die Photovoltaikstrategie des 
BMWK ist unter diesem Link abrufbar. 

Die einzelnen Handlungsfel-
der  
Das 42 Seiten fassende Dokument erkennt 
insgesamt 11 vorrangige Handlungsfelder 
beim Solaranlagenausbau. Hierzu zählen 
auch allgemeine Zielvorgaben wie bei-
spielsweise die Stärkung der Akzeptanz 
von Solaranlagen in der Bevölkerung oder 
die Sicherung von Fachkräften, Fort-
schrittstechnologien und Lieferketten. In 
baulicher Hinsicht legt das Strategiepapier 
seinen Fokus auf den Ausbau dreier Typen 
von Solaranlagen:   

- Freiflächenanlagen 
- Dachanlagen (unter besonderer Be-

rücksichtigung der Vereinfachung von 
Mieterstrom und gemeinschaftlicher 
Gebäudeversorgung) 

- Balkonanlagen 

Die vorgesehenen Maßnahmen hierfür 
dürften zukünftig zu einer deutlichen Stei-
gerung des derzeitigen „PV-Booms“ und 
damit  zu einem sprunghaften Zuwachs de-
zentraler Elektrizitätseinspeisung in die 
Verteilnetze führen. Diesen Herausforde-
rungen will das BMWK ebenfalls auf regu-
latorischer Ebene begegnen.  

Maßnahmen für PV-Freiflä-
chenanlagen 
Durch den Ausbau von Photovoltaik-Frei-
flächenanlagen kann die Hälfte des künfti-
gen Zubaus auf nicht bebauten Flächen er-
folgen. Genutzt werden dabei bereits vor-
belastete oder versiegelte sowie für die 
Landwirtschaft weniger geeignete Flä-
chen. 

Damit diese Freiflächen für die Herstel-
lung erneuerbarer Energien genutzt wer-
den können, hat der Gesetzgeber das über-
ragende öffentliche Interesse am Ausbau 
von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer 
Energien in § 2 EEG verankert. Anlagen zur 
Erzeugung erneuerbarer Energien genie-
ßen damit ein vorrangiges öffentliches In-
teresse, das von allen staatlichen Behör-
den bei der Abwägung mit anderen 
Rechtsgütern zu berücksichtigen ist, vgl. 
BT-Drs. 20/1630, S. 159. 

Neben der bereits zu Anfang des Jahres 
2023 in § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b) BauGB ein-
geführten Privilegierung der „Nutzung so-
larer Strahlungsenergie“ längs von Auto-
bahnen und Schienenwegen soll der Aus-
bau von PV-Freiflächenanlagen durch wei-
tere Privilegierungen im Außenbereich 
nach § 35 BauGB weiter gestärkt werden, 
damit eine aufwändige Bauleitplanung 
hier nicht mehr erforderlich ist. Außer den 
bereits erwähnen Anlagen an Autobahnen 

 

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/photovoltaik-stategie-2023.pdf
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und Schienentrassen soll dies z.B. Solaran-
lagen auf landwirtschaftlichen Flächen 
(sog. Agri-PV) betreffen. 

Freiflächenanlagen sollen darüber hinaus 
künftig auch verstärkt in Gewerbe- und In-
dustriegebieten gebaut werden. Aus die-
sem Grund erklärt das Solarpaket I PV-An-
lagen als Hauptanlagen in Industrie- und 
Gewerbegebieten nach §§ 8 Abs. 2 Nr. 1 
bzw. 9 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO rechtlich für 
zulässig. Zudem soll die nach der BauNVO 
zulässige Grundflächenzahl in Gewerbe- 
und Industriegebieten durch die Grundflä-
chenzahl von PV-Anlagen überschritten 
werden dürfen, wenn der Bebauungsplan 
nichts anderes festsetzt.  

Für eine Beschleunigung des Netzausbaus 
soll auf der Grundlage des Solarpakets I ein 
Wegenutzungsrecht für Anschlussleitun-
gen eingeführt werden. Dieses soll die Ver-
legung von Anschlussleitungen für EE-An-
lagen über benachbarte Grundstücke ge-
gen eine Entschädigung ermöglichen. 

Mit dem Solarpaket II will die Bundesre-
gierung sodann den Zubau besonderer So-
laranlagen erleichtern. Dazu gehören ne-
ben den bereits genannten Agri-PV-Anla-
gen beispielsweise PV-Anlagen auf Park-
plätzen oder auf Gewässern (sog. Floating-
PV). Diskutiert werden zudem Vereinfa-
chungen bei der Genehmigung von Freiflä-
chen-PV-Anlagen, etwa hinsichtlich der 
bauordnungsrechtlichen Mindestabstände 
zum Nachbargrundstück.  

Maßnahmen für PV-Dachan-
lagen 
Die PV-Strategie des BMWK zielt zudem 
auf eine Förderung und Vereinfachung des 
Ausbaus von PV-Dachanlagen ab. Mit dem 
Solarpaket I wird unter anderem die 

Direktvermarktungspflicht für Anlagen ab 
100 kW, wie sie bspw. auf Dächern von Su-
permärkten stehen, flexibler gestaltet. Die 
Pönalisierung bei unterbliebener Direk-
teinspeisung geringer Überschussmengen 
soll entfallen.  

Anschließend soll mit dem Solarpaket II 
die baurechtliche Zulässigkeit von PV-
Dachanlagen vereinfacht werden. Auf-
grund des überragenden öffentlichen Inte-
resses am Ausbau der Solarenergie sollen 
daher etwa nachbarrechtliche Vorschrif-
ten wie die Regelungen zu Abstandsflä-
chen, z.B. § 32 BauO NRW, und denkmal-
rechtliche Vorgaben dem Zubau von PV-
Dachanlagen nicht länger entgegenstehen. 

Ziel beider Solarpakete ist die Förderung 
der Stromversorgung von Mietern. Neben 
der Weiterentwicklung des Mieterstrom-
modells soll die in Österreich bereits etab-
lierte „Gemeinschaftliche Gebäudeversor-
gung“ eingeführt werden. Hierbei wird 
den Nutzern eines Gebäudes anteilig der 
Strom aus einer PV-Dachanlage hinter 
dem Netzverknüpfungspunkt zugewiesen 
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und von ihren Netzbezugsmengen abgezo-
gen. Die Bewohner können den erzeugten 
Strom nach Bedarf nutzen und ihre restli-
chen Mengen weiter über die bestehenden 
Stromlieferverträge beziehen. Für den An-
lagenbetreiber entfallen die üblichen Lie-
ferantenpflichten.  

Um zusätzlich den technischen Netzan-
schluss der PV-Dachanlagen zu fördern, 
hat der Gesetzgeber  bereits im Gesetz zum 
Neustart der Digitalisierung der Energie-
wende vom 21. April 2023 beschlossen, 
dass der Zähleraustausch auf eine mo-
derne Messeinrichtung künftig innerhalb 
eines Monats zu erfolgen hat. Für den Fall, 
dass diese Frist nicht eingehalten wurde, 
können Kunden den Zähler selbst beschaf-
fen und einbauen lassen. 

Maßnahmen für Balkon-PV-
Anlagen 
Bewohner von Mehrfamilienhäusern sol-
len auch weiterhin vemehrt ihre Balkone 
mit kleineren PV-Anlagen, sog. Steckerso-
laranlagen, ausstatten und auf diese Weise 
kostengünstig Solarstrom für den Eigen-
verbrauch produzieren. Als Anreiz dafür 
können nach Verabschiedung des Solarpa-
kets I Balkon-PV-Anlagen bis 600 Watt im 
Rahmen eines vereinfachten Verfahrens 
ohne Fachkraft in Betrieb genommen wer-
den. Eine Anmeldung beim Netzbetreiber 
muss jedoch erfolgen, da ansonsten kein 
Zählerwechsel veranlasst werden kann.  

PV-Anlagen auf dem Balkon einer Woh-
nung in einem Mehrfamilienhaus bedürfen 
auch weiterhin der Genehmigung der Ver-
mieter bzw. der Wohnungseigentümer. 
Zur Vereinfachung der Inbetriebnahme 
von Balkon-PV-Anlagen sieht das Solarpa-
ket I künftig jedoch vor, diese Anlagen in 
den Katalog privilegierter baulicher 

Veränderungen in § 20 Abs. 2 S. 1 WEG und 
§ 554 BGB aufzunehmen. Dies würde 
Wohnnungseigentümern und Mietern ei-
nen Anspruch auf Erlaubnis der Balkon-
PV-Anlage gegen die Wohnungseigentü-
mergemeinschaft bzw. ihren Vermieter ge-
ben.  

Fazit 
Die Photovoltaik-Strategie des BMWK ent-
hält ein Bündel an Maßnahmen, welches 
die Planung und den Bau von PV-Anlagen 
vereinfachen und gleichzeitig die Zugäng-
lichkeit zu erneuerbaren Energien sowohl 
für Eigentümer wie auch für Mieter erheb-
lich vereinfachen soll. Darüber hinaus will 
man den Ausbau auch finanziell attrakti-
ver machen machen, denn seit dem 1. Ja-
nuar 2023 gilt für den Kauf einer PV-An-
lage und dazugehöriger Stromspeicher 
eine Umsatzsteuer von null Prozent. Die 
Hoffnung bleibt, dass auch die Netzwerk-
betreiber und Installationsbetriebe mit 
dem angeschlagenen Tempo mithalten 
können.  
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